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Schriftliche Frage  an die  Bundesregierung im Monat Oktober  2018 
Frage Nr.  365 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, 

seitens  der  Bundesregierung beantworte ich  die  Frage wie folgt: 

Frage:  

Was hat  die  Bundesregierung angesichts  der  Ermordung •  des  Journalisten 
Jamal Khashoggi im saudischen Konsulat  in Istanbul  Anfang Oktober bis dato 
konkret unternommen, um Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien zu unterbin-
den, und wie hat sie  die  zuständigen Zollbehörden angewiesen (bitte unter An-
gabe  des  Zeitpunktes)  die  Ausfuhr  von  Rüstungs- und Waffenexporten nach 
Saudi-Arabien zu verhindern (bitte nach einzelnen Aufträgen detailliert 
auflisten)? 

Antwort:  

Die  Bunderegierung verurteilt  die  Tötung  des  Journalisten Khashoggi  in  aller Schärfe 

und erwartet, dass Saudi-Arabien Transparenz im Hinblick auf  die  Todesumstande 

und  die  Hintergründe schafft. Saudi-Arabien muss Konsequenzen aus diesem Fall 

ziehen und glaubhaft für Veränderung eintreten, um für  die  Zukunft verlorenes Ver-

trauen zurückzugewinnen.  Die  vorliegenden Angaben zu  den  Ablaufen im Konsulat 

in Istanbul  sind nicht ausreichend. 

Der  Zoll als kontrollierende Behörde prüft im Rahmen  der  zollamtlichen Behandlung 

das Vorliegen aller Ausfuhrvoraussetzungen. Hierzu ist er mit  den  für  die  Ausfuhrge-

nehmigungen zuständigen Behörden im engen Austausch. 
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Seite  2 von 2 Die  Bundesregierung erteilt derzeit keine neuen Genehmigungen für Rüstungsgüter 

nach Saudi-Arabien. Sie beobachtet und bewertet fortlaufend  die  Lage. Dabei wird 

die  Bundesregierung sich mit ihren internationalen, vor allem ihren europäischen 

Partnern, eng abstimmen und  in  Abhängigkeit davon agieren.  Die  Bundesregierung 

strebt dabei eine gemeinsame europäische Linie  an. 
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